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Wut und Solidarität ohne Grenzen
Zwischen schützendem Staat und falscher Empörung
Pandemie – eine utopische Geschichte aus der Zukunft
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Zur Sonderausgabe „Pandemischer Ausnahmezustand“

Corona, Seuche, Ausnahmezustände – wir können es kaum mehr hören und das ist verständlich. Immerhin

wurde und wird nach wie vor über die Pandemie und ihre verschiedenen Auswirkungen geschrieben. Diese,

wie etwa die Zunahme von Arbeitslosigkeit, drastische Grundrechtseingriffe und erfahrene Angstzustände,

sind ja mittlerweile auch nicht einfach vorbei, sondern halten an und wirken weiter. Obwohl wir wissen, das

der Normalbetrieb der Herrschaftsordnung die eigentliche Krise ist, scheint es aus psychischer Sicht dennoch

erforderlich, dass wir uns wieder anderen Themen widmen.

Und nicht nur aus dieser: Auch die im letzten Jahr starken sozialen, ökologischen, feministischen Kämpfe

werden hoffentlich nach der zwangsverordneten Ruhepause wieder an Fahrt aufnehmen. Das Virus ist echt,

die Verschwörungstheoretiker liegen falsch und daher grenzen wir uns entschieden von ihnen ab. Dennoch

steckt eine links-emanzipatorische oder gar dezidiert anarchistische Antwort auf die Pandemie – über soli-

darische Bezugnahmen, einige Initiativen und kleinere Aktionen hinaus – noch in den Kinderschuhen. Kritik

an den autoritären Maßnahmen der Regierung gab es von unserer Seite durchaus, nahm jedoch vor allem die

üblichen Übel aufs Korn.

Als Anarchist*innen sind wir überzeugt, dass es möglich ist, auch eine derartig umfassende, globale und un-

sichtbare Bedrohung wie die Pandemie und ihre komplexen gesellschaftlichen Folgen zu bewältigen, ohne

dafür an den Staat als Oberarzt zu appellieren oder sich seinen Verordnung unkritisch zu unterwerfen. Dafür

braucht es globale Kooperation, solidarische Verhaltensweisen und immer wieder Kritik an den Verwer-

tungsinteressen des Kapitals, welcher die Gesundheit von Menschen prinzipiell egal sind.

Dahingehend spiegelt die vorliegende Sonderausgabe einen Verarbeitungsprozess dar, um mit den rasenden

Entwicklungen in diesem verdichteten Zeitraum, zum Teil mit unseren Ängsten vor dem Ausbau des Autori-

tarismus, wie auch unserer Sorge um diejenigen, welche besonders unter Krankheiten und den Folgen der

Verordnungen leiden bzw. leiden werden, Antworten zu finden. Aus Extremsituationen kann es uns ebenfalls

gelingen, wichtige Einsichten zu gewinnen – jedoch nur, wenn wir über diese ausgiebig reflektieren.

In diesem Zusammenhang haben wir wahrgenommen, dass es in unserem eigenen Umfeld und der anarchis-

tischen Szene unterschiedliche Einschätzungen darüber gibt, worin die Krise besteht und was wie be-

wirkt. Daraus entstanden auch verschiedene Ansichten darüber, was wir als angemessenes

Handeln und Verhalten im Zuge der Pandemie und ihrer staatlichen Regulierung, ansehen.

Deswegen stellt die vorliegende Sonderausgabe einen Quer-

schnitt von Artikeln dar, mit denen auf unseren Call for Papers

geantwortet wird. Der Meinungsbildungsprozess muss weiter-

gehen, aber immerhin haben wir schon einmal zum Austausch

darüber angeregt und wollen damit weiter kommen.

In gewohnt selbstironischem Optimismus rufen wir dazu auf:

Lasst uns die zweite Welle ohne den Staat überstehen!

Editorial
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Im Angesicht einer globalen Gesundheitskrise:
Staat und Kapitalismus funktionieren nicht,
Solidarität hingegen schon

Von: CRIFA

Dieser Text erschien Ende Mai 2020

Die CRIFA (franz. Commission de relations de l’Inter-

nationale des fédérations anarchistes, Kommission der

Beziehungen der Internationale) ist während der ak-

tuellen Pandemie unvermindert aktiv. Die Delegier-

ten unserer Föderationen aus allen Territorien trafen

sich online, um das Engagement des sozialen und or-

ganisierten Anarchismus in dieser weltweiten Krise

zu unterstreichen.

Die Plünderung und Zerstörung der Natur, die Aus-

beutung und Verelendung ganzer Gesellschaften, die

kriegerischen Auseinandersetzungen, der Tod von

Millionen Menschen durch Hunger und Mangeler-

nährung, die Ausgrenzung und das Einsperren von

Menschen in Lagern und Gefängnissen zeigen die

kriminelle Natur des staatlichen und kapitalistischen

Systems. Die Brutalität dieses autoritären Modells

gesellschaftlicher Organisierung wird – durch die

Pandemie – noch offensichtlicher.

Während unsere Aktivist*innen versuchen, ihre so-

ziale und politische Arbeit auf verschiedene Arten

am Leben zu erhalten – im Angesicht allgemeiner

Einschränkungsregeln hauptsächlich dank der tech-

nischen Möglichkeiten –, teilen wir die folgenden

allgemeinen Bedenken.

Obgleich wir die Notwendigkeit zur sozialen

Verantwortung dafür anerkennen, dass die

Menschen alle erforderlichen Gesundheitsvor-

kehrungen treffen, um sich selbst und andere zu

schützen, prangern wir gleichzeitig den Autori-

tarismus und Militarismus all jener Regierungen

an, die auf Belange des Gesundheitswesens mit

militärischer und polizeilicher Repression, der

Unterdrückung von bürgerlichen Freiheitsrech-

ten und der Ausweitung von totalitären Formen

sozialer Kontrolle reagieren. Das gilt vor allen

Dingen für jene Regierungen, die die Situation

dazu nutzten, autoritäre Veränderungen einzu-

führen.

Wir prangern das Streben von Kapitalist*innen

und der herrschenden Klasse nach Profit an, die

darauf drängen, die Produktion im Alleingang

wieder hochzufahren, ohne Rücksicht auf die Si-

cherheit der Arbeiter*innen. Und wir unterstüt-

zen die Streiks und spontanen Mobilisierungen

von Arbeiter*innen, die weltweit stattfinden,

um die Profitlogik zurückzuweisen und die di-

rekte Aktion zu fördern.

Wir prangern die durch den Aufruf, zu Hause zu

bleiben, begünstigte Zunahme häuslicher und

sexualisierter Gewalt an und stehen wie eh und

je gegen Patriarchat, Sexismus sowie Homo-

und Transfeindlichkeit ein.

Wir prangern die nationalistische Rhetorik an,

die in den meisten Staaten in den Vordergrund

rückt, und sind solidarisch mit Migrant*innen,

die aufgrund der unmenschlichen und beschä-

menden Zustände in den Abschiebelagern oft

mehr als andere leiden und riskieren.

Wir sind solidarisch mit Gefangenen und treten

ein gegen alle Gefängnisse, Lager und totalitäre
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Einrichtungen, deren mörderische Natur sich in

besonderem Maße durch die Pandemie zeigt.

Wir prangern die Lebensumstände von Men-

schen in Armut und all der arbeitslosen und pre-

kären Arbeiter*innen an, die in der ganzen Welt

die Last sozialer Ungerechtigkeit tragen. In

manchen Ländern sind sie der Gefahr des Hun-

gertodes ausgesetzt, während sie von ihrer Re-

gierung und der herrschenden Klasse kaum

beachtet werden.

Wir sind solidarisch mit den Arbeiter*innen im

Gesundheitswesen und all den Arbeiter*innen,

die Aufgaben innehaben, die für unser aller Le-

ben essentiell sind. Sie arbeiten oft ohne not-

wendige Schutzausrüstung und Garantien und

bezahlen oft mit ihrem Leben für die Ineffizienz

und Fehler des Staates und des Verwaltungsap-

parates.

Wir sind solidarisch mit all den Menschen und

Communities, die den Kriegen und Repressio-

nen des Staates widerstehen – von Chiapas bis

nach Rojava – und deren Last durch Covid-19

noch zugenommen hat.

Wegen all dem fordern wir eine Zunahme der

von unten nach oben organisierten Erfahrungen

der gegenseitigen Hilfe, der Solidarität und des

Teilens, die weltweit stattfinden, um die einzige

Praxis vorzuführen, die erfolgreich darin sein

kann, die aktuellen globalen Herausforderungen

zu bewältigen. Diese Formen der gegenseitigen

Hilfe zwischen den Schwächsten der Gesell-

schaft, den Armen, den Alten, all den gepeinig-

ten, ausgebeuteten und diskriminierten Gruppen

und Individuen müssen sich ausweiten. Noch

mehr als je zuvor müssen wir solche konkreten

Erfahrungen unterstützen. Sie zielen darauf, un-

seren Alltag radikal zu verändern, und das

schließt solidarische Kooperativen, alternative

und libertäre Schulen, besetzte Räume, Orte der

Solidarität und alternativen Austausches ebenso

ein wie alle Initiativen auf der ganzen Welt, die

auf gegenseitiger Hilfe und libertärer gesell-

schaftlicher Transformation basieren.

Während es unmöglich wäre all die konkreten Er-

fahrungen, die von unseren Genoss*innen und Föde-

rationen in verschiedenen Ländern und

Lebenswirklichkeiten unterstützt werden, aufzuzäh-

len, können einige Beispiele von aktuellen Erfahrun-

gen gegenseitiger Hilfe beinhalten: Gruppen

gegenseitiger Hilfe gründen, die der eigenen Commu-

nity / dem eigenen Haus / der eigenen Nachbar*in-

nenschaft dabei helfen, mit dem Virus

zurechtzukommen, z. B. durch Verteilung von Le-

bensmitteln, Schutzausrüstung und Medikamenten.

Neue Orte zum Leben und für kulturelle Aktivitäten

gründen, einschließlich der Besetzung von Häusern

durch wohnungslose Menschen. Verteilung von Bü-

chern, Zeitungen und anderer Hilfestellungen und

Erklärungen, die einem helfen, mit der Krise zu-

rechtzukommen. Förderung und praktische Umset-

zung von antikapitalistischen Alternativen zum

existierenden Wirtschaftssystem, wie z. B. gemein-

same Solidaritätsfonds. Einen Aktivismus fördern,

der unterdrückte und gefährdete Bevölkerungsgrup-

pen wie z. B. indigene Gruppen unterstützt. Und vie-

les mehr, das hier nicht alles aufgezählt werden

kann.

Das System aus Staat und Kapital, das Millionen

Menschen Hungertod, Seuchen und Krieg ausliefert,

kämpft nicht gegen die zunehmende Pandemie, son-

dern für die Erhaltung der Privilegien und Macht der

politischen und wirtschaftlichen Eliten.

Unter der aktuellen Situation genauso leidend wie

alle anderen, bekräftigen und führen wir – die Anar-

chist*innen der IFA – unseren weltweiten Kampf für

Gerechtigkeit und Freiheit fort, um Tag für Tag vor-

anzuschreiten und die neue Welt aufzubauen, die wir

in unseren Herzen tragen.
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Als 2015 die Menschen, die in vor Krieg, Gewalt und

Armut flohen, in großen Zahlen den Befehl “zu Hau-

se” zu bleiben verweigert haben, führte das zum

kurzzeitigen Zusammenbruch des Sicherheitssys-

tems in der Festung Europa. Die Manager des Sys-

tems der kapitalistischen Misere verstanden das als

ein Signal, um die Einführung neuer Überwachungs-

technologien für die Bewegungen und das Leben al-

ler, nicht nur derer mit “falschen Papieren”,

voranzutreiben. Zu dem Zeitpunkt bemühte sich in

Slowenien die Regierung der extremen Mitte stark,

eine Atmosphäre des Ausnahmezustandes herzustel-

len, die schnell gefüllt wurde von einer ganzen Reihe

von neuen Maßnahmen, die auf die Lösung der soge-

nannten “Migrationskrise” abzielten. Auch lange

nachdem die Regierung selbst die Krise für beendet

erklärte, waren diese Maßnahmen noch in Kraft. Ei-

ne davon war die Änderung in dem Verteidigungsge-

setz (Zakon o obrambi) und die Einführung des

neuen Artikels 37a, der festlegt, dass das Parlament,

basierend auf einem Vorschlag der Regierung und

für den Zweck die Staatsgrenzen zu sichern, dem

Militär Befugnisse geben kann, die ansonsten nur für

die Polizei reserviert sind: das Ausstellen einer ge-

setzlichen Warnung für Zivilist*innen, zivilen Perso-

nen Befehle geben, zeitlich begrenzte Einschränkung

der Bewegungen von zivilen Individuen und die

Kontrolle von Menschenmengen.

Zu dem Zeitpunkt tat ein großer Teil der Öffentlich-

keit ihr Bestes, um sich dem Plan zu widersetzen, der

von der Regierung der extremen Mitte verfasst wur-

de, aber die autoritäre Dampfwalze

war zu stark. Das Gesetz wurde ge-

ändert und das Verfassungsgericht,

das unter starkem Druck von sowohl

den Extremist*innen der Mitte, als

auch von rechts stand, verbot das Re-

ferendum, das von der Zivilgesell-

schaft gefordert wurde. Viele

begründeten ihre Opposition mit ei-

ner Warnung, dass die vorgeschlage-

ne Gesetzesänderung zum ersten Mal

in der Geschichte des slowenischen

Staates eine Möglichkeit für das Mili-

tär erschaffen würde, legal die zivile

Bevölkerung zu überwachen und Re-

pression gegen sie einzusetzen, zum

Beispiel im Falle einer neuen sozialen

Krise und des zwingend darauffolgenden Widerstan-

des aus der Bevölkerung gegen die Antwort der Re-

gierung darauf. Nur ein paar Jahre später entschied

sich die neue extrem rechte Regierung für die Beru-

fung auf den Artikel, der so passend für sie von den

extremen Politiker*innen der Mitte vor zwei Regie-

rungsperioden ins Gesetz geschrieben wurde.

Wir sollten auf das Coronavirus mit
Solidarität und nicht mit Militär und Gewalt
antworten!

Von: Anarchistische Initiative Ljubljana

Dieser Text erschien am 19.03.2020 auf der Seite der Anarchistischen Initiative Ljubljana
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Welche Schlüsse können wir daraus und aus anderen

Entwicklungen ziehen, um die Welt in Zeiten der

Coronavirus Pandemie besser zu verstehen?

1. Die Pandemie ist real. Tatsache ist, dass Men-

schen sterben und dass manche von uns beson-

ders gefährdet sind. Wir alle haben

dementsprechend geeignete Gesundheitsversor-

gung, soziale Absicherung und Schutz vor

Zwangsarbeit unter gesundheitsgefährdenden

Bedingungen verdient. Zu diesem Zeitpunkt

führen Tausende von Menschen überaus wichti-

ge Aufgaben aus. Heute wird es endlich allen

klar, dass diese Gesellschaft nicht nur ohne Ge-

sundheitsfachkräfte nicht richtig funktionieren

kann, sondern auch nicht ohne Kassierer*innen

in den Supermärkten, Fahrer*innen, Elektri-

ker*innen, Köch*innen, die Müllabfuhr und viele

andere. Aber jenseits der bestimmten sehr wich-

tigen Arbeitsstellen und Aktivitäten, liegt der

Schlüssel, damit alle Bemühungen im Kampf ge-

gen das Virus zu einem bedeutenden Erfolg füh-

ren, bei allen von uns, die Formen der

gegenseitigen Hilfe aufbauen können, ob sie

klein und spontan oder langfristig und organi-

sierter sind. Wenn wir in ein paar Tagen, wenn

der erste Schock der Krisenbedingungen hinter

uns liegt, imstande sein werden, unsere Bemü-

hungen in Richtung der Entwicklung von Soli-

daritätspraxen jenseits der Kernfamilie zu leiten,

dann werden wir zu einem beliebigen Zeitpunkt

in der entfernten Zukunft sagen können, dass

wir, unter der gewaltigen und für alle neuen

Last der Krise, es geschafft haben, Menschen zu

bleiben und füreinander zu sorgen. Teil unseren

Leitprinzipien sollte es sein, dass die physische

Distanz sich nicht zuerst zu einer sozialen Di-

stanz und dann zur sozialen Isolierung entwi-

ckeln darf. Lasst uns den vielsagenden Freudschen

Versprecher der Autoritäten nicht implementieren

und uns selber organisieren, wo immer möglich,

während wir jederzeit verantwortungsvoll uns und

anderen gegenüber handeln.

2. Das Militär trägt nichts zu der Bekämpfung

der Pandemie bei. Das meiste davon wird von

den Arbeiter*innen im Gesundheitssystem ge-

tragen, besonders durch ihre Fähigkeit, so

schnell wie möglich diejenigen zu identifizieren,

die versorgt werden müssen, und diese Versor-

gung dann vollständig zu gewährleisten. Es ist

kein Platz hier für ein Militär, das voll ausgerüs-

tet durch die Straßen marschieren würde, Angst

erwecken und Hundespaziergänger*innen und

die Jugend belästigen würde. Wir müssen die

Idee ablehnen, dass soziale und gesundheitliche

Probleme durch Repression gelöst werden kön-

nen. Das Virus wird von Solidarität und Pflege

aufgehalten werden, nicht durch Waffen und

Bußgelder!

3. Keine Regierung verdient dein Vertrauen! Die

jetzige extrem rechte Regierung plant weit im

Voraus. Es ist deutlich, dass nach der ersten

Angstwelle Menschen anfangen werden zu re-

flektieren, welche Maßnahmen, die zur Be-

kämpfung der Pandemie ausgeführt wurden,

Sinn ergeben und welche nur da waren, um an-

dere zu verdecken, deren Ziel die weitere Verar-

mung der Menschen war, die Austeilung von

finanziellen Prämien an die, die schon reich wa-

ren und die Einführung neuer autoritärer Regie-

rungsmechanismen. Im Namen der Prävention

führen sie Maßnahmen ein, die nichts mit der

Verlangsamung der Verbreitung des Virus zu

tun haben und die Räume, in denen Freiheit

existieren kann, verkleinern. Obwohl wir das

Virus und die Sorge für Mitmenschen ernst neh-

men, sollten wir der Regierung keine Atempau-

se bieten, in der diese versuchen kann, die

Maßnahmen, unter denen die am meisten Ge-

fährdeten unter uns leiden werden, im Schnell-

verfahren umzusetzen.

4. Organisiert euch! Trotz der Tatsache, dass der

Notstand das Gefühl verstärkt, dass jeder Wi-

derstand gegen die neuen und gruseligen Maß-

nahmen unmöglich wäre, sollten wir nicht in die

Falle der Ohnmacht tappen. Wir sind mit einer

neuen Herausforderung konfrontiert, die wir di-

rekt angehen müssen, indem wir uns neue Arten

überlegen, darüber nachzudenken, wie wir ei-
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nerseits dem Virus keinen Raum zur Verbrei-

tung geben, während wir es andererseits auch

dem Staat nicht erlauben, seine arrogante,

engstirnige Agenda durchzusetzen – all das,

während wir sicher und verantwortungsvoll

bleiben. Der Grund, warum uns der Staat über-

zeugen will, wir seien im Krieg, ist dass er uns

dann berechtigterweise im Namen einer höhe-

ren nationalen Berufung opfern kann. Deshalb

muss jede Maßnahme dahingehend betrachtet

werden, wie viel sie zu der sozialen, ökonomi-

schen und gesundheitlichen Sicherheit der am

meisten Gefährdeten unter uns beiträgt. Die

Pandemie wird sehr viel Leid verursachen, aber

irgendwann vorbei sein. Aber die Diktatur wird

bleiben. Das kapitalistische Regime macht ein-

mal mehr deutlich, dass es dem Großteil der Ge-

sellschaft nichts zu bieten hat. In jeder Krise auf

die es trifft – oft sogar selbst produziert – über-

lebt es, indem es Menschen wie leicht aus-

tauschbare Güter behandelt, die regelmäßig in

die Misere geworfen werden. So kann es nicht

weiter gehen. Wir können nicht so viel leiden,

nur damit alles wieder zum Alten zurückkehrt!

Lasst uns darüber nachdenken, was wir in kleineren

Gruppen tun können, wie wir uns gegenseitig außer-

halb der staatlichen Strukturen helfen können und

vor allem, wie wir unsere Nichtübereinstimmung

mit dem Notstand ausdrücken können. Lasst uns

darüber nachdenken, ob wir diesen Monat die Rech-

nungen zahlen (viele haben gar nicht das Geld, das

zu tun), und eine politische Bewegung daraus auf-

bauen! Jetzt, wo Ljubljana endlich frei von Touristen

ist, ist die Zeit uns zu fragen, warum wir in Löchern

leben und trotzdem Mieten zahlen, als würden wir

die Luxusvillen der europäischen Hauptstädte be-

wohnen. Vielleicht, nur vielleicht, können wir von

anderen anderswo lernen und uns einen Mietstreik

ausmalen, den wir dann organisieren?

Wenn wir verschuldet und oder schon in der Ab-

wärtsspirale der Verzweiflung, Angst, Unsicherheit,

Scham über unsere Armut sind, sollten wir diese Ge-

fühle und Situationen voreinander zugeben und

dann öffentlich darüber sprechen. So können wir

einen Weg in Richtung von Lösungen eröffnen, die

die Brüche in dem System von dem nur wenige pro-

fitieren, erweitern könnten. Auf diese Weise können

und müssen wir wieder entdecken, was Würde be-

deutet.

★★★

Wir sind mehr als fünf!

Gegen die Angst und den Notstand, für die Soli-

darität!

Corona hat den Kapitalismus in die Knie ge-

zwungen, die Rückkehr zu der vorherigen Nor-

malität ist keine Option!

Anarchistische Initiative Ljubljana

APL – FAO – IFA,

aus dem bald wieder besetzten Ljubljana,

19. März 2020

Anzeige
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Griechenland. Dutzende Verletzte durch Polizeige-

walt, neun Menschen in Untersuchungshaft. Das ist

die Antwort des griechischen Staates auf

wütende Proteste im Lager Vial auf Chios,

nachdem Mitte April eine Campbewohnerin

tot in Corona-Isolation in einem Container

des Lagers aufgefunden wurde. Sie starb

aufgrund fehlender, medizinischer Versor-

gung.

Die Wut der in Quarantäne eingesperrten

Menschen hatte sich im Lager Vial in Pro-

testen entladen, nachdem eine 47-jährige,

aus dem Irak geflüchtete Frau am 18. April

2020 an einem Herzinfarkt gestorben war.

Zwei Tage zuvor war sie mit Herzrhythmusstörun-

gen ins Krankenhaus auf Chios gebracht, dort nega-

tiv auf Covid-19 getestet und rudimentär mit

Medikamenten versorgt worden. Zurück im Camp

wurde sie außerhalb des Camps in einem Container

als präventive Isolation eingesperrt, wo sie eine Pa-

nikattacke erlitt und einen Tag später, kurz nachdem

ein NGO-Mitarbeiter sie noch besuchte, tot von ih-

rem Ehemann aufgefunden.

Auf die Nachricht ihres Todes folgten spontan wü-

tende Proteste hunderter Campbewohner*innen.

Während der Proteste wurde Feuer gelegt, dabei

wurden mehrere Polizeiautos, Zelte und Container

des Identifikations- und Empfangszentrums zerstört.

Als die Polizei eintraf, um die Proteste zu beenden,

setzte sie Tränengas und Schlagstöcke ein. Berichten

zufolge verteidigten sich einige Protestierenden

durch das Werfen von Steinen. Hunderte Menschen

versuchten vor den Polizeieinheiten und dem Feuer

in die umliegenden Felder zu fliehen, wagten jedoch

nicht das Lager zu weit zu verlassen, da die griechi-

sche Regierung seit der Corona-Pandemie eine Strafe

von 150 Euro für Verstöße gegen die Ausgangsbe-

schränkungen eingeführt hat. Das kann für diejeni-

gen, die strukturell bedingt kaum die Möglichkeit

einer Bewerkstelligung solcher Strafkosten haben,

oft auch eine polizeiliche Festnahme bedeuten.

Aufgrund der brutalen Niederschlagung der Proteste

durch die Polizei gab es Dutzende Verletzte. Außer-

Von: Kampagne You can't evict Solidarity!

Dieser Text wurde am 15.05.2020 verfasst

Wut und Solidarität ohne Grenzen
Repression in Griechenland gegen die Proteste Geflüchteter im Lager Vial (Chios) und in

den Abschiebegefängnissen Moria (Lesbos) und Paranesti in Zeiten von Corona

Das Lager Vial aufder Insel Chios ist als

einer der sogenannten „Hotspots“ in der

Ägäis eines der größten Lager in Griechenland. Aktuell

leben über 6000 Menschen in dem für 1000 Personen

ausgelegten Lager. Die sowieso schon mangelhafte Ver-

sorgung mit Medikamenten und Lebensmitteln hat

durch die Covid-19-Quarantäne ein unmenschliches

Minimum erreicht. In den vergangenen Wochen haben

Menschen Löcher im Wald geschaufelt um Wasser zu

finden. Nazis und Anwohner*innen haben in den letz-

ten Monaten die Straße zum Lager blockiert um Neu-

ankünfte zu verhindern und vor einigen Monaten

wurde das soziale Zentrum mehrerer NGOs niederge-

brannt. Gleichzeitig gab es große gemeinsame Proteste

solidarischerAnwohner*innen mit Geflüchteten.

!
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dem sitzen nun neun Geflüchtete in Untersuchungs-

haft und sind aktuell wegen Brandstiftung, Sachbe-

schädigung, Landfriedensbruch und Verstößen gegen

das Waffengesetz angeklagt. Ein Minderjähriger, der

ebenfalls angeklagt ist, wurde zwar zwischenzeitlich

wieder entlassen, wird aber weiterhin polizeilich

überwacht. Für weitere sechs Personen wurde eine

Untersuchungshaft beantragt. Ihnen allen drohen

nun mehrere Jahre Haft.

Was sich hier ereignet hat, ist die physische Manifes-

tation all der Ungerechtigkeiten, die jeden Tag gegen

die Menschen verübt werden, die in den Lagern le-

ben müssen.

Das immer wiederkehrende Muster gewaltvoller Nie-

derschlagungen von (berechtigten) Protesten Ge-

flüchteter in den griechischen Lagern, sowie deren

anschließende oft willkürliche Inhaftierung und Kri-

minalisierung ist fester, struktureller Bestandteil der

menschenverachtenden Migrationspolitik der EU

entlang der Grenze zwischen Griechenland und der

Türkei. Bereits frühere Repressionsfällen gegen Pro-

testierende zeigten, dass einzelne Personen beispiel-

haft verhaftet und angeklagt werden, oft

vollkommen unabhängig von einer tatsächlichen Be-

teiligung bei den Protesten. um jeglichen Protest in

den Lagern gegen die katastrophale Situation zu ver-

hindern. So wurden im September 2015 die Röszke11

nach Protesten gegen die Grenzschließung zwischen

Serbien und Ungarn u.a. wegen Terrorismus mehrere

Jahre in Ungarn inhaftiert. Gleichzeitig wurden über

die letzten Jahre mehrfach Proteste von Bewoh-

ner*innen des Lagers Moria auf Lesbos gewaltsam

niedergeschlagen und Beteiligte wie im Falle der

Moria35 monatelang inhaftiert und angeklagt.

Nachdem der türkische Präsident Erdogan Ende Fe-

bruar 2020 aus machtpolitischen Gründen den EU-

Türkei-Deal platzen und Fliehende nicht mehr vom

Grenzübertritt in die EU zurückhalten ließ, eskalierte

eine Welle von Gewalt und Rassismus gegen Ge-

flüchtete in Griechenland und der EU. Hierbei fielen

tödliche Schüsse durch EU-Grenzbeamt*innen an der

Evros-Grenze und es fand eine massenhafte Inhaftie-

rung Schutzsuchender statt. Nun schürt die Regie-

rung eine ablehnende Stimmung in der Bevölkerung

mit Ängsten und begründet ihre migrationsfeindli-

che Politik mit Präventivmaßnahmen gegen die Co-

rona-Pandemie. Mittlerweile werden Menschen

aufgrund von Covid-19-Bestimmungen dort wo sie

auf den Inseln ankommen am Strand in Quarantäne

gesteckt, teilweise unter Planen, eingekesselt von

Polizeiautos oder auf Supermarktparkplätzen, fast

ohne Versorgung oder der Möglichkeit einen Asy-

lantrag zu stellen. Anschließend werden sie in ge-

schlossene Camps auf dem Festland transferiert. In

den letzten Wochen wurde zudem vermehrt von Pu-

shbacks auf dem Weg zu den griechischen Inseln be-

richtet.

Anfang April wurden Hungerstreiks inhaftierter Ge-

flüchteter gegen die Bedingungen im Abschiebege-

fängnis im Lager Moria auf Lesbos, sowie im

Abschiebegefängnis Paranesti in Nordgriechenland

durch Polizeigewalt beendet. Hierbei gab es mehrere

Verletzte. Durch den Streik versuchten Häftlinge ih-

ren Forderungen nach Freiheit und menschenwürdi-

ger Unterbringung Gehör zu verschaffen. In den

Abschiebegefängnissen der Lager werden Menschen

auf Grundlage ihrer jeweiligen Nationalität inhaf-

tiert. Ohne ein Verbrechen begangen zu haben wer-

den sie wie Kriminelle in Gefängnisse gesperrt, sind

Polizeigewalt ausgesetzt und dürfen lediglich einmal

am Tag auf den Hof. Auch sonst wird die Kommuni-

kation unter den Häftlingen, als auch nach außen,

durch die Beschlagnahmung von Handys unterbun-

den. Obwohl Abschiebungen aus Griechenland durch

You can't evict Solidarity ist eine Anti-

Repressions-Kampagne, mit der viele

verschiedene Repressions-Betroffene aus antiras-

sistischen, migrantischen Kämpfen an den EU-(Au-

ßen)Grenzen mit Spenden und Öffentlichkeitsarbeit

unterstützt werden.

!



Seit dem Ausbruch der Covid-19-Epedemie ist ein al-

tes Konzept in aller Munde: Solidarität und gegensei-

tige Hilfe.

In Zeiten der Krise können Solidarität und gegensei-

tige Hilfe helfen, schlimmeres zu verhindern, diese

Konzepte der zwischenmenschlichen Begegnung

können zudem auch in die Zukunft weisen.

Gerade gründen sich mehr und mehr Gruppen, vor

allem im Internet, die sich zum Ziel setzen, Men-

schen in großer Not Zugang zu Nahrung, Schlafsä-

cken, Kleidung oder medizinischen Gütern und

Hygiene zu ermöglichen. Das ist toll! Konzepte der

zwischenmenschlichen Beziehung, die auf Solidarität

und gegenseitiger Hilfe beruhen sind im Stande so

etwas zu realisieren. Gerade jetzt sind Menschen auf

besondere Weise betroffen von dem Ausschluss und

Zugriff auf Versorgung, Begleitung, Unterstützung

und Hilfe.

In Zeiten der Krise, im speziellen während der aktu-

ellen Covid-19-Pandemie, wird die öffentliche Ver-

sorgung auf ein Minimum zurückgefahren.

Ausgenommen die Gesundheitsversorgung und die

Versorgung mit Gütern für diejenigen, welche sie

sich leisten können. Die Wirtschaft soll möglichst

schnell wieder angekurbelt werden. Wer die Mittel

hat, soll möglichst wenig Einschränkungen im tägli-

chen Konsum hinnehmen müssen. Verwunderlich ist

dies nicht.

Der Logik des vorherrschenden Wirtschaftsystems,

dem Kapitalismus, nach, stehen alle Güter erst ein-

mal denen zur Verfügung, welche es sich leisten
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die COVID-19-Beschränkungen auf unbestimmte

Zeit ausgesetzt sind, werden die Menschen nicht aus

der Abschiebehaft entlassen

Auch solidarische Strukturen und Unterstützer*in-

nen in Griechenland werden momentan durch die

Behörden, sowie durch Covid-19-Beschränkungen

und hohe Strafen bei dem Brechen von Quarantä-

neauflagen an ihrer Arbeit und an solidarischen Pro-

testen gehindert. Die Antwort der Kampagne „You

can't evict Solidarity“ hierauf ist der Aufbau einer

europaweiten Solidaritäts-Kampagne um Öffentlich-

keit für die Situation vor Ort zu schaffen und Spen-

den für die Gerichtsprozesse der Inhaftierten zu

sammeln.

Mehr Infos und Kontakt:

cantevictsolidarity.noblogs.org

Spendenverbindung:

Rote Hilfe e.V./ OG Hannover

IBAN: DE42 4306 0967 4007 2383 57

BIC: GENODEM1GLS

GLS Bank

Verwendungszweck: Cant evict Solidarity

Quellen:
https://medium.com/are-you-syrious/ays-spe-

cial-from-chios-fire-swallows-up-makeshift-

homes-of-thousands-2cf8808d3106

https://medium.com/are-you-syrious/ays-

weekend-digest-18-19-4-20-vial-fire-latest-in-

line-to-confirm-that-evacuation-to-safety-is-

bfb4af7f176a

https://t.co/dxKIBMrpVu?amp=1

https://www.thenationalherald.com/commu-

nity_general_news/arthro/three_asylum_see-

kers_arrested_for_violent_incidents_at_vial_h

otspot_on_chios-267300/

!

Von: Karlsruher Anarchisten aus ihrerNachbarschaft

Dieser Text erschien am 02.04.2020 auf anika.noblogs.org

Solidarität und Freiheit, Jetzt!
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können, sie zu konsumieren. Konsum meint hierbei

nicht die Notwendigkeit oder das Bedürfniss nach

etwas, sondern erst einmal die Möglichkeit, für den

Bedarf oder die Notwendigkeit, zu bezahlen. Zum

Beispiel ist Wohnungslosigkeit ein Problem unserer

Zeit – ein massives Problem. Jede*r kann davon be-

troffen sein. Eine persönliche Krise, eine Kündigung,

Kinder als Alleinerzeihende*r können ausreichen,

um auf dem Wohnungsmarkt nicht mehr konkur-

renzfähig zu sein. Eine unzureichende Versorgung

im Gesundheitswesen ist weitestgehend allen be-

kannt, welche eine seltene Erkrankung oder wenig

anerkannte Symptome als gesetzlich Versicherte ha-

ben. Monatelanges Warten auf einen Fachärzt*in-

nen- oder Therapeutent*innen-Termin, gehören

heute zur Tagesordnung. Menschen, welche vorran-

gig an der bestehenden Gesellschaftsform leiden

(vgl. Das Unbehagen in der Kultur) und an diesem

Leid psychisch erkranken, erleben dauerhaft die un-

zureichende Versorgung. Glücklich, wenn sie ein de-

zentrales, soziales Netz haben, welches sie

aufzufangen vermag. Auf dramatische Weise wird in

Zeiten einer Krise wie der Covid-19-Epedemie klar,

dass die am heftigsten Betroffenen, am wenigsten

auf die Hilfe des vorherrschenden Wirtschafts-,

Herrschafts- und Gesellschaftssystems vertrauen

können.

Mensch kann entgegnen, dass sich ja gerade jetzt

Menschen organisieren, um die vulnerabelsten (ver-

letzlichsten) Teile der Gesellschaft zu unterstützen.

Das tun sie erstmal mit jedem menschlichen Recht

und aus einer bitteren Notwendigkeit heraus.

Gleichzeitig leben wir jedoch in einer Ordnung, wel-

che sich auf die Fahnen schreibt: Wir kümmern uns

um alle und jede*n. Im Sinne der kapitalistischen Lo-

gik ist dies richtig. Die Idee heißt: Wenn sich jede*r

um sich kümmert, ist sich um alle gekümmert. Zu-

rückbleibende Fragmente des nahezu abgeschafften

und privatisierten Sozialstaates, versuchen nach

Möglichkeit, diejenigen aufzufangen, die es nicht

schaffen, sich im wirtschaftlichen Sinne um sich sel-

ber zu kümmern. Wer aus diesem Raster fällt ist auf

die Hilfe und Solidarität anderer angewiesen. Ande-

rer Menschen, die sich in einer freien Vereinbarung

dem Schutz von Menschen, Hilfebedüftigen und der

Erde annehmen. Die bedinungslos Unterstützung

leisten, die keinen Gegenwert als das persönliche

Wohlsein und das zukünftige Vertrauen auf Hilfe

und Solidarität in eigenen Notlagen erwarten.


































































